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Stuttgart 21: Kommunale Landesverbände lehnen Ausst iegsge-
setz des Landes ab: inhaltlich falsch, wirtschaftli ch un-
tragbar und verfassungsrechtlich äußerst fragwürdig !  
Vorschlag von Schlichter Geißler ist keine tragbare  Alter-
native - Präsident Jahn: 'Oben/Unten Bahnhof ist al ter 
Wein in neuen Schläuchen -  Stuttgart 21 muss jetzt  kom-
men!'  
 
Stuttgart. Die Kommunalen Landesverbände in Baden-W ürttemberg sind sich 
einig – Landkreistag, Städtetag und Gemeindetag leh nen den vergangene 
Woche von der Landesregierung vorgelegten Gesetzent wurf für ein „Stutt-
gart 21- Ausstiegsgesetz“ als inhaltlich falsch, wi rtschaftlich untrag-
bar und verfassungsrechtlich äußerst fragwürdig ab.  Die Landesregierung 
verfolgt mit dem Gesetzentwurf das Ziel, das Gesetz  bewusst im Landtag 
scheitern zu lassen, um es dann in eine Volksabstim mung zu geben.  
 
Der Präsident des Landkreistags, Landrat Helmut M. Jahn, Hohenlohekreis 
(Künzelsau,) hält das Gesetz für juristisch äußerst  fragwürdig: „Ich 
halte eine Kündigung der Finanzierungsverträge für das Bahnprojekt 
Stuttgart 21 schlichtweg für rechtswidrig. Selbst d ie Begründung des 
Gesetzentwurfs ist unsauber – das Gesetz verstößt g egen die Landesver-
fassung!“ Eine Ansammlung von politischen Argumente n gegen das Bahnpro-
jekt sei keine rechtliche Grundlage für den Ausstie g aus gültigen Ver-
trägen. Juristisch bestehe weder ein vertragliches Kündigungsrecht (das 
zum 01.01.2010 abgelaufen ist), noch könne ein gese tzliches Kündigungs-
recht durch die politische Bewertung einer Partei b egründet werden. Zu-
dem gebe es zahlreiche weitere Bedenken gegen die V erfassungsmäßigkeit 
des Entwurfs, so werde unter anderem das verfassung srechtlich veranker-
te Gesetzesinitiativrecht verletzt, indem der vorli egende Gesetzentwurf 
nur der Form halber eingebracht werde, um nach dess en Ablehnung eine 
Volksabstimmung zu ermöglichen.    
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 „Mit diesem Vorgehen wird Bürgerbeteiligung gegen Rechtsstaatlichkeit 
ausgespielt. Das schadet der Demokratie und allen p olitischen Verant-
wortlichen“, stellt die Präsidentin des Städtetags Baden-Württemberg, 
Oberbürgermeisterin Barbara Bosch, Reutlingen, klar . 
 
 „Bei diesem Verfahren können wir davon ausgehen, d ass ein Volksent-
scheid – wie auch immer er ausgeht – vom Staatsgeri chtshof für nichtig 
erklärt würde, weil die Abstimmung verfassungswidri g wäre. Das wäre ein 
verheerendes Signal und würde die Skepsis vieler Bü rger gegen die Poli-
tik erheblich verstärken“ sagte der Präsident des G emeindetags Baden-
Württemberg, Roger Kehle.  In jedem Fall trage dies e Situation nicht 
dazu bei, den Streit um das Bahnprojekt Stuttgart 2 1 zu entspannen.  
 
Präsident Jahn verwies auf die Resolution des Landk reistags vom Oktober 
2010, mit der die Bedeutung der Realisierung des Pr ojekts Stuttgart 21 
auch für die baden-württembergischen Landkreise unt erstrichen wurde. Im 
Fokus steht dabei das Argument der Anbindung des Lä ndlichen Raums an 
eine moderne leistungsfähige Schieneninfrastruktur.  Auch Städtetag und 
Gemeindetag hatten sich  bereits am 14.09.2010 in e iner gemeinsamen Er-
klärung klar für Stuttgart 21 ausgesprochen. 
 
Die Präsidentin des Städtetags und die Präsidenten von Landkreistag und 
Gemeindetag befürchten jetzt  übereinstimmend, dass  ein vertragswidri-
ger Ausstieg durch das Land zu immensen Schadensers atzansprüchen der 
Bahn gegenüber dem Land führen würde.  
 
„Aus welchen Finanztöpfen soll das denn bezahlt wer den?“ fragt sich 
Städtetagspräsidentin Bosch.  Sie möchte ebenso wie  ihre Präsidenten-
kollegen von Gemeindetag und Landkreistag geklärt w issen, aus welchen 
Etats im Falle eines Ausstiegs aus dem Projekt Stut tgart 21 der Scha-
denersatz in Höhe von 1,5 Milliarden Euro finanzier t werden soll. Offen 
sei aus ihrer Sicht auch, wer im Fall des Ausstiegs  die notwendigen Re-
paraturkosten des Bahnknotens Stuttgart in Höhe von  1,8 Mrd. Euro be-
zahlen würde. 
 
Die Spitzen der Kommunalen Landesverbände wollen ge meinsam  mit dem 
Stuttgarter Oberbürgermeister auf die Landesregieru ng und den Landtag 
zugehen, um die schwerwiegenden rechtlichen Bedenke n vorzutragen. 
„Sollte der Landtag nach der Anhörung trotzdem eine n Volksentscheid be-
schließen, so muss mit einer Vorbereitungsdauer von  mindestens drei Mo-
naten gerechnet werden. Auch gehen die Städte davon  aus, dass die dar-
aus resultierenden Kosten in Höhe von rund 10 Mio. Euro vom Land getra-
gen werden“, stellte Bosch klar. 
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Mit dem von Schlichter Dr. Heiner Geißler vorgeschl agenen Kompromiss 
können sich die höchsten Repräsentanten der Kommuna len Landesverbände 
nicht anfreunden. „Der „Oben/Unten-Bahnhof“ ist doc h alter Wein in neu-
en Schläuchen. Diese Idee wurde zu recht schon vor vielen Jahren ver-
worfen. Stuttgart 21 muss jetzt auf Basis der aktue llen Planungen unter 
Einbeziehung der Ergebnisse aus Schlichtung und Str esstest kommen!“, 
fasste Jahn die Auffassung der drei Spitzen zusamme n. 


